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Reichseinheitliche Beſoldung der Volksſchullehrer. 


Von Miniſterialdirigent Dr. Frank, Reichserziehungsminiſterium. 


Wer die Geſchichte der Volksſchule und ihres Lehrerſtandes 
kennt, weiß, daß beide im Kampf um ihre Stellung im Volks- 
leben und um die Anerkennung ibres Wertes einen langen 
und mühſeligen Weg haben zurücklegen müſſen. Ihr Aufſtieg, 
oft gehemmt und erſchwert, war gleichwohl unaufhaltſam und 
wird es auch künftig ſein, ſchon weil die weitaus größte Zahl 
der Kinder unſeres Volkes (zur Zeit etwa 90 v. H.) ihre ge- 
ſamte Schulbildung durch die Volksſchule erfährt. In dem 
Ringen um die Durchſetzung und Geltung der Volksſchule 
iſt der Beſoldung der Lehrerſchaft ſtets eine beſondere Be- 
deutung beigemeſſen worden; nicht allein wegen des hohen 
finanziellen Aufwandes, der ſchon durch den im Vergleich zu 
anderen Beamtengruppen großen Perſonalbeſtand bedingt 
war, ſondern noch mehr, weil in ihr ein Gradmeſſer für die 
Bewertung der Volksſchule ſelbſt geſehen wurde. Und es muß 
zur Ehre der Voltsſchullehrerſchaft feſtgeſtellt und geſagt werden, 
daß ſie den Kampf um eine angemeſſene Beſoldung haupt- 
ſächlich unter dieſem Geſichtswinkel und nicht — wie oft 
behauptet — aus vorwiegend eigennützigen Beweggründen 
geführt hat. 

Die Entwicklung in den einzelnen deutſchen Ländern iſt 
unter den jeweils herrſchenden Verhältniſſen wie auch ſonſt 
auf dem kulturellen Gebiet verſchiedene Wege gegangen. Sie 
hat auch noch in den beiden letzten Jahrzehnten recht verſchieden⸗ 
artige Ergebniſſe gezeitigt. In einzelnen Ländern wurde der 
Volksſchullehrer unmittelbarer Staatsbeamter und als ſolcher 
der allgemeinen Beamtenbeſoldung eingegliedert, in andern 
wurde er als mittelbarer Staatsbeamter oder als unmittelbarer 
Staatsbeamter beſonderer Art unter ein eigenes Befoldungs- 
geſetz geſtellt, in wieder anderen blieb er Gemeindebeamter 
und wurde als ſolcher beſoldet. Nach der Gründung des neuen 
Reiches unter nationalſozialiſtiſcher Führung konnte nicht 
zweifelhaft ſein, daß eine reichseinheitliche Regelung auch hier 
getroffen werden würde, ſowohl aus dem Grunde, weil die 
Vereinheitlichung des Beſoldungsrechts überhaupt als ein 
wichtiges Mittel zur Vorbereitung einer durchgreifenden Reichs- 
reform gelten mußte, als auch deswegen, weil es nahelag, 
einen einheitlichen Stand mit gleichartigen Aufgaben auch 
gleichmäßig zu beſolden. Die erſten Schritte, die mit dem 
Geſetz vom 30. Juni 1933 (RGBL. I S. 433) in dieſer Richtung 
getan wurden (vgl. dort Kapitel VIII: Angleichung der 
Bezüge der Beamten der Länder uſw. an die der Reichs- 
beamten), führten nicht zum Erfolge. Volksſchulen und Volks- 
ſchullehrer von Reichs wegen gab es 1935 noch nicht, und es 
fehlte deshalb der Maßſtab, nach dem entſprechend den Ab— 
ſichten des Geſetzes die Beſoldung der einzelnen Länder an— 
zugleichen war. Der Verſuch, der Angleichung die preußiſchen 
Sätze zugrunde zu legen, ſcheiterte abgeſehen von dem Wider- 


ſtand der anderen Länder ſchon daran, daß Preußen ſeine 
Beſoldung ſelber als unzureichend bezeichnete. Die Be— 
mühungen, auf dieſem Wege vorwärtszukommen, zeigten 
ſomit, daß der Maßſtab für die Vereinheitlichung der Lehrer- 
beſoldung im Reich vom Reichsgeſetzgeber erſt geſchaffen werden 
mußte. Die Vorſchriften, die unter dem 25. Juni, 7. Sep- 
tember und 25. November 1939 für den Sudetengau, die 
Oſtmark und die bisherige Freiſtadt Danzig erlaſſen wurden 
(Reichshaushalts- und Beſoldungsblatt S. 175, 249 und 
RBl. 1 S. 2322), waren von vornherein nur dazu beſtimmt, 
vorhandene Lücken für eine Übergangszeit vorläufig zu ſchließen. 
Von grundlegender Bedeutung war ſchon das Geſetz vom 
5. Juli 1939 (RGS Bl. I S. 1197), das die Lehrer an den öffent⸗ 
lichen Volksſchulen im Reich zu unmittelbaren Reichsbeamten 
erklärte; damit war der Weg bereitet für die Einordnung der 
Volksſchullehrer in das Beſoldungsgeſetz des Reiches. Dieſe 
Einordnung iſt nunmehr vollzogen durch Artikel II des Reichs- 
geſetzes vom 29. Januar 1940 (RGSBl. I S. 303). 

Mit Wirkung vom 1. April 1940 an — fo beſtimmt ein- 
leitend das neue Reichsgeſetz (Artikel II § 2 Abſatz 1) — gilt 
für die beamteten Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen 
Volksſchulen das Reichsbeſoldungsrecht. Im Zuſammenhang 
mit der Tatſache, daß dieſe Lehrer und Lehrerinnen nach dem 
Geſetz vom 5. Juli 1939 unmittelbare Reichsbeamte ſind, iſt 
diefe Veſtimmung von weittragender Bedeutung. Sowohl 
deswegen, weil damit die Einheit des Volksſchullehrerſtandes 
und feine Rectsitellung nach langen geſchichtlichen Kämpfen 
von Reichs wegen eine Anerkennung und Sicherung erfahren 
hat, die als feſte Grundlage für ſeine Berufsarbeit und ſeine 
Weiterentwicklung dienen kann, als auch deswegen, weil die 
Lehrer und Lehrerinnen an den öffentlichen Volksſchulen 
künftig ohne weiteres von allen Vorſchriften erfaßt werden, 
die im Rahmen des Reichsbeſoldungsgeſetzes ergehen. Daß 
dies bisher nicht ſo war, hat ſich gerade in den letzten Jahren 
wiederholt als recht nachteilig erwieſen; es ſei z. B. daran 
erinnert, wie lange die Volksſchullehrer in Preußen auf die 
Aufbeſſerung des Wohnungsgeldzuſchuſſes und der Kinder- 
zuſchläge (Geſetz vom 26. April 1959 — PrSS. S. 49 —) 
haben warten müſſen. 

Eine Kernfrage für den Reichsgeſetzgeber ergab ſich aus 
dem bekannten Wunſche der Lehrerſchaft, in ihrer Stamm- 
gruppe (ſogenannte Klaſſenlehrer) über die Beſoldung der 
Inſpektoren (Beamte des gehobenen mittleren Oienſtes) 
hinauszugelangen. Es hat an vielſeitigen ernſten Bemühungen, 
dieſem oft und leidenſchaftlich erörterten Wunſche nunmehr 
von Reichs wegen Rechnung zu tragen, nicht gefehlt. Wenn 
das vorliegende Geſetz ihn unerfüllt läßt — die Lehrer an den 
Volksſchulen erſcheinen in der Eingangsgruppe A 40 2 (2800 
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bis 5000 RM), „ſoweit nicht in der Beſoldungsgruppe 
4A 4 b 2“ —, fo iſt zu berückſichtigen, daß das Reich in dieſen 
Jahren ſeiner Neugründung durch anerkannt vordringliche 
Aufgaben wie die Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit, die Auf⸗ 
rüſtung, die Wiedereingliederung befreiter Gebiete und jetzt 
die Kriegführung überaus ſtark belaſtet iſt. Das Verantwortungs- 
bewußtſein vor der Volksſchule und ihrem Lehrerſtande zwang 
indes dazu, ſtatt — wie manche rieten — auf ungewiſſe Zukunfts- 
ausſichten bei einer erhofften allgemeinen Reform der Be- 
amtenbeſoldung zu bauen, das vorliegende Problem der reichs- 
einheitlichen Beſoldung entſchloſſen in der unruhevollen Gegen 
wart zu löſen und der Lehrerſchaft damit ſofort die DVer- 
günſtigungen und Vorteile zu ſichern, die im Rahmen einer 
Reichsangleichung erreichbar waren. 

Auf dieſer Grundlage erfüllt das neue Geſetz drei Forde- 
rungen, die von der nationalſozialiſtiſchen Anſchauung her 
unabweisbar erſchienen: 

Vorſorge für die Landſchule und die Volksſchule im 
Grenzgebiet, Schaffung von Aufſtiegsmöglichkeiten nach 
dem Leiſtungsprinzip, Beſſerſtellung der jüngeren Jahr- 
gänge der Lehrerſchaft. 

Der Lehrer an der einklaſſigen ländlichen Schule hat, wie 
nicht näher ausgeführt zu werden braucht, erzieheriſch und 
unterrichtlich beſonders ſchwierige und verantwortungsvolle 
Aufgaben zu erfüllen. Er iſt gleichzeitig nicht nur Schulleiter 
(und als folder z. B. mit einem entſprechenden Schriftverkehr 
belaſtet), ſondern ſoll über ſein Schulamt hinaus Kulturträger 
und Repräſentant des nationalſozialiſtiſchen Staates fein. 
Eine ähnliche Stellung hat der Erſte Lehrer an der zweiklaſſigen 
Schule. Anknüpfend an bewährte Traditionen der alten preu- 
ziſchen Volksſchule und verwandte Einrichtungen in der Oſtmark 
ſollen deshalb nach dem neuen Reichsgefeß den alleinſtehenden 
Lehrern und den Erſten Lehrern an Volksſchulen mit zwei 
Schulſtellen Zulagen gewährt werden, und zwar eine wider- 
rufliche und nichtruhegehaltsfähige Stellenzulage von 200 RM 
nach einer fünfjährigen Dienſtzeit, eine widerrufliche und 
nichtruhegehaltsfähige Stellenzulage von 300 RM nach zehn- 
jähriger Dienitzeit, eine ruhegehaltsfähige und unwiderrufliche 
Stellenzulage von 500 RM nach fünfzehnjähriger Dienſtzeit. 
Es beſteht der Wunſch und die Hoffnung, durch die hierin liegende 
Anerkennung der Landſchularbeit und durch den finanziellen 
Ausgleich für manchen Verzicht und manche Erſchwernis, die 
dem Landlehrer auferlegt ſind, zur Wiedergewinnung einer 
bodenſtändigen und ſeßhaften Lehrerſchaft auf dem Lande 
beizutragen. Bedeutung und Tragweite der neuen reichs- 
geſetzlichen Regelung ſind unverkennbar angeſichts der Tatſache, 
daß im alten Reichsgebiet 1958 von 50438 Volksſchulen 20 115 
einſtufig und 10 381 zweiſtufig waren; in Preußen waren 
43,7 v. H. einſtufig — 17,1 zweiſtufig, in Bayern 41,2 v. 9. 
einſtufig — 31,6 zweiſtufig, in Württemberg 37,7 v. H. ein- 
ſtufig — 28,7 zweiſtufig, in Thüringen 51,8 v. H. einſtufig — 
12,8 zweiſtufig, in Mecklenburg 75,9 v. H. einſtufig — 16,3 
zweiſtufig. In der Oſtmark, im Sudetengau und im Memelland 
liegen die Verhältniſſe ähnlich, in den durch den Krieg befreiten 
neuen Reichsgauen ſtehen die ländlichen Volksſchulen bei 
weitem im Vordergrunde. Eine beſondere Zulage kann nach 
dem neuen Geſetz ferner den Volksſchullehrern gewährt werden, 
denen in Orten mit mindeftens zwanzigprozentiger nationaler 
Minderheit beſondere Aufgaben der Volkstumspflege im 
Lehramt zufallen. Dieſe widerrufliche und nichtruhegehalts- 
fähige Zulage geht bis zur Höhe von jährlich 300 RM, fie wird 
meiſt Landlehrern im Grenzgebiet zugute kommen. 

Der Schaffung von Aufſtiegsmöglichkeiten in der Volksſchule 
war in einer Zeit des Lehrernachwuchsmangels erhöhte Auf- 
merkſamkeit zuzuwenden. Nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung 
gemäß mußte dabei der Grundſatz der Leiſtung maßgebend 
ſein; eine Staffelung nach dem Alter über das Aufſteigen in 
den Dienſtaltersſtufen hinaus hätte auch mit den ſonſt ver- 
folgten bevölkerungspolitiſchen Beſtrebungen nicht im Einklang 
geſtanden. In Ermangelung eines äußeren und gleichen Maß- 


ſtabes für die erzieheriſche und unterrichtliche Arbeit des einzelnen 
Lehrers hat der Geſetzgeber die Leitung einer Schule beſonders 
bewertet, ausgehend von der Tatſache, daß dem Schulleiter 
nach den beſtehenden Vorſchriften (vgl. Erlaß vom 3. April 1934 
— UI a 5151 ufw. —, Zentrbl. f. d. gef. Unterr.-Derw. S. 121) 
erhöhte Aufgaben und eine geſteigerte Verantwortung auferlegt 
iſt. Unter dieſen Geſichtspunkten find die Hauptlehrer als 
Leiter von Volksſchulen mit drei bis ſechs Schulſtellen in die 
Beſoldungsgruppe 4 b 2 (3000-5500 RM) und die Rektoren 
als Leiter von Volksſchulen mit mindeſtens ſieben Schulſtellen 
in die Beſoldungsgruppe 4b 1 (4100-5800 RM) eingeſtuft. 
Die Rektoren als Leiter von Volksſchulen mit mindeſtens 
vierzehn Schulſtellen und Rektoren als Leiter von Volksſchulen 
mit mindeſtens ſieben Schulſtellen und Aufbauzügen erhalten 
(in der Beſoldungsgruppe 4 b 1) eine ruhegehaltsfähige und 
unwiderrufliche Stellenzulage von 200 RM, ſteigen alſo bis 
auf 6000 RM. Aus der geſchilderten Einſtufung der Schulleiter 
geht hervor, daß der Geſetzgeber bemüht war, nicht etwa — wie 
es einer geſunden Beſoldungspolitik zuwiderlaufen würde — 
möglichſt vielen etwas zuzuwenden, ſondern dem Aufbau 
und der Gliederung des Schulweſens zu folgen und daraus 
ſich ergebenden Erforderniſſen gerecht zu werden (vgl. bierzu 
den Miniſterialerlaß vom 5. Dezember 1939 — E II à 1502 —). 
Dem entſpricht es auch, daß die Konrektoren an Volksſchulen 
mit mindeſtens vierzehn Schulſtellen in die Beſoldungsgruppe 
401 (2800 5500 NM) eingereiht find. 

Unter den gleichen Geſichtspunkten iſt die Arbeit an der 
Hilfsſchule behandelt. Lehrer, die an die den Volksſchulen 
angegliederten Hilfsſchulklaſſen zur dauernden und vollen 
Beſchäftigung überwieſen oder an Hilfsſchulen angeſtellt find, 
erhalten (in der Beſoldungsgruppe 4c 2) eine ruhegehalts- 
fähige und unwiderrufliche Stellenzulage von 300 RM. Haupt- 
lehrer als Leiter von Hilfsſchulen mit drei und vier Schulſtellen 
find in die Beſoldungsgruppe 4 2 (5000-5500 RM), Rektoren 
als Leiter an Hilfsſchulen mit mindeſtens fünf Schulſtellen in 
die Beſoldungsgruppe 4b 1 (4100-5800 RM) eingeſtuft. 

Lehrer, die an die den Volksſchulen angegliederten Aufbau- 
züge zur dauernden vollen Beſchäftigung überwieſen ſind, 
find im Rahmen des neuen Geſetzes der Beſoldungsgruppe 
4b 2 (3000-5500 RM) zugeteilt. Es iſt in Ausſicht genommen, 
ſie bei der demnächſt erforderlichen reichseinheitlichen Neu— 
ordnung der Mittelſchullehrerbeſoldung den Mittelſchullehrern 
gleichzuſtellen, denen ſie nach Vorbildung, Aufgaben und 
Leiſtung tatſächlich gleichſtehen. 

Beſoldungstechniſch iſt an den geſchilderten Aufitiegs- 
möglichkeiten noch zweierlei bemerkenswert. Abgeſehen von 
den Hilfsſchullehrern und den Rektoren der ſogenannten Soppel- 
anſtalten verwendet das Geſetz ſtatt der bisher meiſt üblichen 
Stellenzulagen durchweg das dem Reichsbeſoldungsrecht all— 
gemein zugrunde liegende Syſtem der Beförderungsgruppen. 
Einen Nachteil bedeutet dies — wie Berechnungen ergeben 
haben — nicht, da die Beförderungsgruppen Ab 2 und Ab 1 
mit einem erhöhten Anfangsgrundgehalt beginnen, die Lehrer 
regelmäßig erſt in einer mittleren Dienſtaltersſtufe in die Be- 
förderungsgruppe gelangen und bei den meiſten Beförderungen 
das bisherige Beſoldungsdienſtalter nicht geändert wird. Ferner 
beſtimmt das Geſetz aus Gründen der Einfachheit und Klarheit 
gegenüber früheren Regelungen, daß beſoldungsrechtlich nicht 
mehr die Zahl der Klaſſen, ſondern die der Schulſtellen als 
Merkmal für die Größe der Schulen gilt. 

Das Beſtreben des nationalſozialiſtiſchen Staates, durch 
Abkürzung der Berufsausbildung, frühzeitige Einſtellung in 
den Beruf, Erleichterung der Eheſchließung und Familien- 
gründung junge Kräfte ans Werk zu bringen und den Nachwuchs 
zu ſichern, hat ſich in verſchiedenen Maßnahmen auch ſchon 
für die Volksſchullehrerſchaft ausgewirkt (z. B. Zahlung der 
Dienſtbezüge an verheiratete Schulamtsbewerber im erſten und“ 
zweiten Dienſtjahre nach dem Satz für das fünfte Dienſtjahr und 
vom dritten Dienſtjahre an nach dem Satz für das Anfangs- 
grundgehalt). Die durch das neue Geſetz eingeleitete Anwendung 
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des Reichsbeſoldungsrechts auf die Volksſchullehrer bedeutet 
inſofern zunächſt, daß deſſen Vorſchriften über die beſonderen 
Dienſtbezüge, die den außerplanmäßigen Beamten (während 
der erſten fünf Oienſtjahre) gewährt werden, grundſätzlich 
auch für die Schulamtsanwärter gelten follen. Hier greifen 
nun die Beſtimmungen der Reichsgrundſätze über Einftellung, 
Anſtellung und Beförderung der Reichs- und Landesbeamten 
vom 14. Oktober 1936 (RGS Bl. I S. 893) ein, deren An- 
wendbarkeit auf die Volksſchullehrer, ſeitdem fie unmittelbare 
Reichsbeamte find, außer Zweifel ſteht. Im Rahmen des 
$ 17 der Reichsgrundſätze wird in Anlehnung an eine ent- 
ſprechende Anordnung für die vergleichbaren Beamtenanwärter 
der allgemeinen Verwaltung und unter Beſeitigung landes- 
rechtlicher Schranken beſtimmt werden, daß die Anwärter auf 
das Lehramt an Volksſchulen nach einer außerplanmäßigen 
Dienſtzeit von mindeſtens 1% Jahren planmäßig angeſtellt 
werden dürfen. Dabei wird die Ableiſtung des Wehr- und 
Arbeitsdienſtes vorausgeſetzt; für die aus körperlichen Gründen 
von dieſem Oienſt befreiten Schulamtsanwärter und für die 
Schulamtsanwärterinnen würde ſich die außerplanmäßige 
Dienſtzeit entſprechend verlängern. Die planmäßige An- 
ſtellung, die bis zur Erfüllung weiterer Vorausſetzungen 
(zweite Lehrerprüfung, Erforderniſſe des 828 des SVG. uſw.) 
nur eine ſolche als Beamter auf Widerruf ſein kann, ſichert dem 
jungen Lehrer das Anfangsgrundgehalt von 2800 RM unter 
Feſtſetzung eines Beſoldungsdienſtalters. Die weitere Folge ift, 
daß die höheren Oienſtaltersſtufen und das Endgrundgehalt 
mehrere Jahre früher erreicht werden als nach den bisher 
geltenden Vorſchriften. Um auf dieſem bei den ſtarken Ver— 
ſchledenheiten der Landesgeſetze unüberſichtlichen und ſchwierigen 
Gebiet klare und einheitliche Verhältniſſe ſchaffen zu konnen, 
ermächtigt das neue Geſetz die zuſtändigen Reichsminiiter, 
für das Diäten- und Beſoldungsdienſtalter der Volksſchullehrer 
beſondere Beſtimmungen in Abweichung von den 88 5, 6 und rl 
des Beſoldungsgeſetzes zu treffen. Die vorgeſehene Regelung, 
die hier nur im Umriß geſchildert werden ſoll, wird ſich nament- 
lich auch für die Lehrerinnen, deren Anſtellung und Beſoldung 
unter beſonderen Hemmungen und Nachteilen litt (ein Be- 
ſoldungsdienſtalter und damit das Anfangsgrundgehalt wurde 
bisher nur bei endgültiger lebenslänglicher Anſtellung erreicht, 
die nach 8 28 des SBG. bei weiblichen Beamten erſt nach 
Vollendung des 35. Lebensjahres zuläſſig iſt), günſtig aus- 
wirken. Alles in allem iſt ſie geeignet, einen gewiſſen Ausgleich 
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Eine handliche Sammlung der Kriegsgeſetze, die ſtändig 
durch Ergänzungen auf dem laufenden gehalten wird. Ein 
erſter Nachtrag iſt bereits erſchienen, ſo daß die Sammlung zur 
Zeit einen Überblick über das geſamte Kriegsrecht bis Mitte 
November des Jahres 1939 gibt. Eine Überſicht über die 
Gruppen der behandelten Materie — öffentliche Ordnung, 
Kriegsorganiſation (Staatsverwaltung und Wirtſchaft), Wirt⸗ 
ſchaftsrecht, Arbeits⸗ und Sozialrecht, Steuerrecht, Verbrauchs⸗ 
güterregelung, Verkehrsrecht, Beamtenrecht und Luftſchutz — 
zeigt bereits, wie tiefgreifend der Krieg in wenigen Monaten 
die geſamte Rechtsentwicklung beeinflußt hat. Das Werk von 
a8 wird für viele Verwaltungsbeamte unentbehr- 
ich ſein. 
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dafür zu bieten, daß dem überwiegenden Teil der Lehrerſchaft 
ein Auffteigen über die Beſoldungsgruppe A4 2 verſagt bleibt. 

Zur Durchführung des neuen Geſetzes, deſſen Artikel II 
am 1. April 1940 in Kraft tritt, wird eine umfangreiche Arbeit 
zu leiſten fein. Es iſt z. V. zu beſtimmen, welcher Beſoldungs- 
gruppe die überzuleitenden Lehrer und Lehrerinnen zuzuweiſen 
find, wie das Beſoldungsdienſtalter feſtzuſetzen ift u. a. Dabei 
wird kraft ausdrücklicher Vorſchrift der gegenwärtige Beſitzſtand 
in weitgehendem Maße gewahrt werden; 8 6 beſtimmt grund- 
ſätzlich: „Sind die Bezüge, die einem Volksſchullehrer am 
31. März 1940 nach Reichs- und Landesrecht zugeſtanden 
haben, höher als die ihm nach dieſem Geſetz zuſtehenden Dienit- 
bezüge, ſo erhält er eine Ausgleichszulage. Dieſe beſteht in 
dem Anterſchiedsbetrage zwiſchen den bisherigen und den 
neuen Bezügen. Die Ausgleichszulage wird gewährt, bis ſie 
durch Erhöhung der neuen Bezüge, insbeſondere durch Auf- 
ſteigen in den Dienſtaltersſtufen oder durch Übertritt in eine 
andere Beſoldungsgruppe, ausgeglichen wird. ... Die Aus- 
gleichszulage iſt ruhegehaltsfähig, ſoweit die Dienſtbezüge, 
zu deren Ausgleich ſie dient, ruhegehaltsfähig waren.“ Einzel- 
beiten find den Verhandlungen bei der Durchführung des 
Geſetzes überlaſſen worden. Insgeſamt wird ſich das Volumen 
der Ausgaben für die Befoldung der Volksſchullehrer und 
lehrerinnen, wie ſorgfältige Berechnungen ergeben haben, 
beträchtlich erhöhen. 

Das Geſetz weiſt noch darauf hin, daß bis zur Neuregelung 
des finanziellen Berhältniſſes zwiſchen dem Reich und den 
Ländern dieſe Träger der Beſoldung ſind und daß die ſonſtigen 
beamtenrechtlichen Verhältniſſe der Lehrer und Lehrerinnen 
an den Volksſchulen durch Geſetz oder eine Durchführungs— 
verordnung zum Oeutſchen Beamtengeſetz neu geregelt werden 
ſollen. Damit ſind die weiteren Aufgaben bezeichnet, die ſich 
unmittelbar an die reichseinheitliche Neuordnung des Be— 
ſoldungsweſens ſchließen und die demnächſt in Angriff zu 
nehmen ſind. 

Der 1. April 1940 wird ein wichtiges Datum in der Ge- 
ſchichte der deutſchen Volksſchule und ihres Lehrerſtandes fein. 
Die reichseinheitliche Beſoldung, die dann gilt, erfüllt nicht 
alle Hoffnungen und Wünſche, die an ſie ſeit Jahren geknüpft 
werden. Aufs Ganze geſehen aber erweiſt fie fi) als ein ſicheres 
und tragfähiges Fundament. Alle, die es erkennen, werden 
der Reichsregierung Dank dafür wiſſen, daß fie ſich mitten im 
Kriege zu dieſer Tat entſchloſſen hat. 


Zeitſchriften 


Kartographie. 
Von Max Eckert⸗Greifendorff (f). 
Berlin 1939, Verlag Walter de Gruyter & Co. 


Es iſt überaus erfreulich, daß Max Eckert dieſes Werk noch 
abſchließen konnte. Er hat uns damit nicht etwa ein Lehr⸗ 
buch in dem Sinne hinterlaſſen, daß man ſich daraus eine 
Fülle von Einzelkenntniſſen aneignen könnte, vielmehr hat er 
uns darin das Weſen der Kartenwiſſenſchaft klar vor Augen 
geführt. So finden ſich in dem Buch auch über den Groß⸗ 
abſchnitten Überſchriften wie: Die Karte in der Forſchung; 
Die Karte als Kulturſpiegel und Kulturträger; Die Karte in 
Politik und Erziehung. 

In dem flüſſig geſchriebenen Werk gibt Eckert eine Über- 
ſicht über den gegenwärtigen Stand der Kartographie, wie ſie 
in dieſer Weiſe nur von ihm mit ſeinen umfaſſenden Kenntniſſen 
auf dieſem Gebiet geboten werden konnte. Vor allem zeigt 
er die vielfachen Aufgaben, die die Kartographie noch zu löſen 
hat. Man wird immer wieder angeregt, über die aufgeworfenen 
Fragen nachzudenken und weitere Beiſpiele zu ſuchen (etwa 
dei dem Kapitel: Logik der Karte). 
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Widerſprechen möchte ich nur manchen neuen Bezeichnungen. 
Eckert ſchlägt vor, die Kartographie in vier Hauptteile zu 
gliedern: Geonomie, Morphographie, Chreſimie und Philoſophie, 
und das Kartenmaterial auf der Grundlage der Mor phographie 
weiter zu unterteilen in drei Typen: eumorpher, oligomoıpher 
und dismorpher Typ. Gerade bei Eckert, der ſo oft für gute 
deulſche Ausdrücke eingetreten iſt, wundert man ſich über 
derartige Wortbildungen. Aber man braucht ſich dieſen Vor⸗ 
ſchlägen ja nicht anzuſchlicßen. 

Im übrigen ſei das Buch beſonders den Geographen nach⸗ 
drücklich empfohlen. 


Berlin. Scheer. 


Der Bauerngeneral. 
Von Hans Weyland. 


München 1939, Verlag Franz Eher. 
347 Seiten. Geb. 3,75 RM. 


Unter dem Titel „Der Bauerngeneral“ bringt Hans Weyland 
in der Form der Erlebniſſe eines jungen Pfälzers einen Aus⸗ 
ſchnitt aus den Freiheitskämpfen der USA, Weyland hat 
mit ſeiner lebensvollen Darſtellung nicht nur dem bisher wenig 
gewürdigten Milizgeneral Nikolas Herchheimer, einem auf⸗ 
rechten, aus pfälziſchem Blute ſtammenden Bauerngeneral, 
und ſeinen gleichfalls pfälziſchen Miliztruppen aus dem Mohawk⸗ 
tal ein unvergängliches Denkmal geſetzt, er hat es auch wohl 
verſtanden, die Vorzüge wie die Schwächen dieſer tapferen, 
boden verwurzelten, aber doch in ihrer Diſziplin zuwenig ge⸗ 
feſtigten Miliztruppen anſchaulich darzuſtellen, den Wert der 
Führerperſönlichkeit Herchheimers, der gerade in einer ſolchen 
Truppe ausſchlaggebend werden mußte, lebenswahr zu zeichnen, 
dem Leſer die Ohnmacht und Zerriſſenheit des damaligen 
Deutſchlands vor Augen zu führen und ihn ſo zur Erkenntnis 
des Wertes und der Bedeutung von Einigkeit und Geſchloſſenheit, 
Führertum und Unterordnung unter dieſes Führertum empor⸗ 
zuführen. Darin liegt der Hauptwert des vor allem für die 
Jugend beiderlei Geſchlechtes warm zu empfehlenden Buches. 


München. Dr. Rudolf Krieger. 


Das europäiſche Volkslied. 


Von Werner Dankert. 
Mit 364 Notenbeiſpielen und 19 tabellariſchen Überſichten. 


Berlin 1939, Verlag Bernhard Hahnefeld. 
450 Seiten. Geb. 20 RM. 


„Nicht kann es ſich darum handeln, ein Kompendium der 
europäiſchen Liedgeſchichte zu bieten, überhaupt liegt Voll⸗ 
ſtändigkeit im Stofflichen jenſeits des anzuſtrebenden Zieles, 
wohl auch jenſeits der Grenzen, die der Arbeitskraft eines 
einzelnen gezogen ſind. Vielmehr gilt es vor allem, vom Blick⸗ 
punkte der vergleichenden Forſchung her jene 
bhiſtoriſchen und nationalen Grundlinien 
ſchärfer abzugrenzen, die bei der Aufhellung kleinerer wie 
größerer Einzelgebiete erfahrungsgemaß häufig überſehen oder 
doch nur teilweiſe umriſſen zu werden pflegen. Über das 
Sammeln und Sichten und die Ermittlung geſchichtlicher 
Beeinfluſſungen hinaus gilt es zur Erkenntnis der 
tragenden Kräfte in Volkstum, Raſſe, 
Stammesart und Kultur zuſam menhang 
vorzudringen.“ . 

Mit diefen Worten umreißt der Verfaſſer die ſchwierige 
Aufgabe, die er ſich geſetzt, und das hohe Ziel, das er ſich mit 
ſeinem neuen Buch geſteckt hat. Das fertige Werk kündet von 
außerordentlichem Fleiß, größter Sorgfalt und überzeugendem 
Scharfſinn. Beſonderes Gewicht wurde auf die überfichtliche 
und in ihrer Art erſchöpfende Darſtellung der geſamten mit 
dem Thema zuſammenhängenden Problematik im Kapitel 
über die „Grundfragen“ gelegt. Vorſichtig werden alle Be⸗ 
obachtungen, Argumente und möglichen Einwände gegen⸗ 
einander abgewogen, die weſentlichen Geſichtspunkte und klare 
Arbeitslinien herausgearbeitet und wohlbegründete Anſichten 
entwickelt. Niemand, der ſich überhaupt mit Volksliedfragen 
näher zu beſchäftigen hat, wird in Zukunft gerade an dieſem 


grundlegenden Abſchnitt des Danckertſchen Buches vorüber⸗ 
gehen können. 

Der ſtoffliche Hauptteil bringt ſodann ein umfaſſendes, 
aus dem Liedgut ſämtlicher europäiſcher Völker klug aus⸗ 
gewähltes und zuſammengeſtelltes Material, an deſſen ana⸗ 
lytiſcher und vergleichender Betrachtung die Richtigkeit der 
gewonnenen grundſätzlichen Erkenntniſſe verdeutlicht und ihre 
methodiſche Fruchtbarkeit ſinnfällig gemacht wird. Die ger⸗ 
maniſchen Völker, die Kelten, Romanen, öſtlichen Randvölker, 
Oſt⸗, Weſt⸗ und Südflawen werden berückſichtigt und jeweils 
geſondert behandelt. Den Landſchaftsſtilen, Grenzlandräumen 
und Sprachinſeln wird dabei überall erhöhte Aufmerkſamkeit 
geſchenkt. Hier und da werden unrichtige oder ſchiefe An⸗ 
ſichten anderer Forſcher ſachlich⸗liebenswürdig richtiggeſtellt. 
Auf die Unvollkommenheit des gegenwärtigen Wiſſens und 
auf ſpäter noch zu löſende Aufgaben wird wiederholt in ſym⸗ 
pathiſcher Art hingewieſen. Kurz, es entſteht vor dem aufmerk⸗ 
ſamen Leſer ein Bild nicht nur der tatſächlichen Verhältniſſe 
und der inneren Zuſammenhänge auf dem Geſamtgebiet des 
europäiſchen Volksliedes, ſondern er gewinnt zugleich auch 
einen vorzüglichen Einblick in die Werkſtatt eines modernen 
Forſchers, der die Bedürfniſſe ſeiner Zeit verſtanden und ihnen 
in ſeiner eigenen Arbeit weitgehend Rechnung getragen hat. 
Auf die gewählte Sprache, deren ſich der Verfaſſer bedient, 
ſei dabei noch mit beſonderer Zuſtimmung hingewieſen. Das 
Buch hat für das von ihm behandelte Gebiet als ein Standwerk 
der neueren Forſchung zu gelten. Die liebevolle und vornehme 
Ausſtattung endlich, in welcher der Verlag Hahnefeld die Arbeit 
herausgebracht hat, verdient warmen Dank und hohe An- 


erkennung. 
Friedrich Mahling. 


Die Himmelswelt. 


Zeitſchriſt zur Pflege der Himmelskunde und verwandter 
Gebiete. 


Verlag Ferdinand Dümmler, Berlin und Bonn. 


Dieſe Zeitſchrift wendet ſich an alle Freunde der Stern⸗ 
kunde. Sie bringt für den Liebhaberaſtronomen Beobachtungs- 
hinweiſe und unterrichtet ihn unter der Rubrik „Forſchung und 
Fortſchritte“ regelmäßig über wichtige neue Erlenntniſſe und 
Vorgänge. Bisweilen ſetzt fie natürlich mathe matiſche Kenntniſſe 
voraus, doch verlangen die meiſten von ihnen davon nicht 
mehr, als einem guten Mathematikſchüler der Oberſtufe zur 
Verfügung ſtehen. i - 

Außerdem aber bringt die Beitichrift Beiträge, die einem 
noch weiteren Kreiſe willkommen ſein dürften, ſo eine kritiſche 
Würdigung der bisherigen Theorien über den Urſprung des 
Sonnenſyſtems, eine ſolche über den Bau des Milchſtraßen⸗ 
ſyſtems, eine Abhandlung über die grundlegende Bedeutung 
Galileis, eine mit guten Abbildungen verſehene Artikelfolge 
über Dom⸗ und Rathausuhren in deutſchen Landen. 

Dafür, daß für die Zeitſchrift immer ein Bedürfnis beſtand, 
ſpricht die Tatſache, daß ſie jetzt ihren 50. Jahrgang beginnen 
kann. Sie kann allen Liebhaberaſtronomen und Freunden 
der Sternkunde warm empfohlen werden. 


Berlin. Scheer. 


Zeitglöcklein. 
Ein Kalender für das Jahr 1940. 
Mit den in Nürnberg bei Chriſtoph Weigel entſtandenen Monats⸗ 
bildern von Caſpar Luyken. 
Eingeleitet von Dr. Georg Guſtav Wießner. 
Leipzig 1939, Bibliographiſches Inſtitut AG. 
Preis 1 RM. 


Dieſer Kalender ftellt eine kleine bibliophile Koſtbarkeit dar. 
Er enthält 12 farbenprächtige Monatsblätter des holländiſchen 
Malers Caſpar Luyken, die um 1700 bei dem Nürnberger 
Kupferſtecher und Verleger Chriſtoph Weigel erſchienen ſind. 
Die Originale befinden ſich in der Bibliothek der Stadt der 
Reichsparteitage, Nürnberg. 


Berlin. Dr. Rudolf Kummer. 
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